
 

1. Vorbemerkungen 

Fast alle Menschen leben in einem Staat, als sol-
cher ist der Staat unser aller Lebensraum. Was 
jedoch unter „Staat“ zu verstehen ist und was ihn 
ausmacht, ist nicht immer eindeutig. Heutzutage 
wird der Begriff „Staat“ häufig als Sammelbegriff 
in den verschiedensten Zusammenhängen ver-
wendet. Man kann – juristisch betrachtet – je-
doch grundsätzlich zwei Perspektiven unterschei-
den und somit eine erste Kategorisierung vorneh-
men. Einerseits gibt es die interne Sicht eines 
Staates. Diese ist gemeint, wenn beispielsweise 
gesagt wird, dass der Staat die Abgabenquote 
erhöht oder bestimmte Gesetze erlässt. In diesem 
Fall wird der „Staat“ als Oberbegriff für hoheitli-
ches Handeln (Legislative, Exekutive, Judikative) 
verwendet. Man bezieht sich somit auf die inner-
staatliche Rechtsordnung. Andererseits gibt es 
die externe Sicht. Diese ist gemeint, wenn bei-
spielsweise gesagt wird, dass der Staat einer In-
ternationalen Organisation beitritt. Kennzeich-
nend ist hier, dass es um die Handlung eines 
Staates nach außen hin, also gegenüber anderen 
Staaten, geht. Man bezieht sich in diesem Fall 
somit auf die internationale Rechtsordnung. Die-
se wird auch als Völkerrecht bezeichnet. Die völ-
kerrechtliche Betrachtungsweise eines Staates 
bildet den Rahmen für die folgenden Ausführun-
gen. 

 
 

2. Staatlichkeit 

Staaten sind auch heute noch die primären Völ-
kerrechtssubjekte. Nur sie können ohne Ein-
schränkung Völkerrecht begründen, aufheben 
und auch verändern. Was unter einem Staat zu 
verstehen ist, geht wesentlich aus der von Georg 
Jellinek begründeten „Drei-Elemente-Lehre“ her-
vor. Unabdingbare Merkmale eines Staates sind 
demnach Staatsvolk, Staatsgebiet und Staatsge-
walt. Dieser Staatsbegriff findet sich ebenfalls in 
Art 1 der so genannten „Montevideo-
Konvention“ (Konvention über die Rechte und 

Pflichten der Staaten vom 26.12.1933) wieder, in 
der es heißt: „The state as a person of internatio-
nal law should possess the following qualifica-
tions: a) a permanent population; b) a defined 
territory; c) government, and d) capacity to enter 
into relations with the other states.“ Das zusätz-
lich eingefügte Kriterium – die Fähigkeit Bezie-
hungen mit anderen Staaten aufzunehmen – be-
ruht auf der südamerikanischen Völkerrechtsleh-
re; es ist im Gegensatz zu den drei ursprüngli-
chen Kennzeichen jedoch nicht allgemein aner-
kannt. Entscheidend ist überdies die Zusammen-
gehörigkeit der drei Elemente. Bereits das Fehlen 
eines Kriteriums führt zur Versagung der Staat-
lichkeit.  

 

2.1 Staatsgebiet 

Land (inkl Binnengewässer), Luftraum und gege-
benenfalls Meer bilden das Staatsgebiet, welches 
somit nicht nur als eine Fläche, sondern als 
Raum zu qualifizieren ist. Zur Beschaffenheit des 
Landteiles ist anzumerken, dass zumindest ein 
Teil des Staatsgebiets aus natürlicher Erdoberflä-
che zu bestehen hat. Plattformen, wie zum Bei-
spiel jene auf der das „Fürstentum Sealand“ aus-
gerufen wurde sowie künstlich geschaffene Land-
gebiete oder Inseln wie Palm Jumeirah in der 
Nähe von Dubai in den Vereinigten Arabischen 
Emiraten, können zwar Teil eines bereits beste-
henden Staatsgebiets sein, sie können allerdings 
nie ein selbständiges Staatsgebiet schaffen. Unter 
Staatsgebiet ist ganz allgemein „eine durch Gren-
zen gekennzeichnete Zusammenfassung von geo-
graphischen Räumen unter eine gemeinsame 
Rechtsordnung“ zu verstehen. Damit umfasst 
„Staatsgebiet“ sowohl das Konzept der Gebiets-
hoheit als auch jenes der territorialen Souveräni-
tät. Obwohl Grenzen eine notwendige Vorausset-
zung darstellen, schaden Unklarheiten bezüglich 
des Grenzverlaufes grundsätzlich nicht. Lediglich 
ein unbestrittenes Kerngebiet muss vorliegen. 
Des Weiteren ist eine Trennung des Staatsgebiets 
durch einen anderen Staat oder durch staats-
freien Raum, wie es zum Beispiel bei Portugal 
und den Azoren der Fall ist, einer Qualifizierung 
als Staat nicht abträglich. Überdies muss keine 
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Mindestgröße vorliegen – der Vatikan mit nur 
0,4 km² oder Monaco mit 1,5 km² Fläche erfüllen 
genauso das Kriterium Staatsgebiet. Auch wenn 
in Hinblick auf die Qualifizierung als Staatsgebiet 
durchaus eine gewisse Flexibilität gegeben ist, so 
muss dennoch beachtet werden, dass die oben 
erwähnten Punkte sehr wohl Einfluss vor allem 
auf die effektive Staatsgewalt und somit auf 
Staatlichkeit an sich haben können.  

 

2.2 Staatsvolk 

Unter Staatsvolk ist „ein auf Dauer angelegter 
Verbund von Menschen“ (wiederum ohne Min-
destgröße) zu verstehen, über den der Staat Ge-
biets- und Personalhoheit hat. Einziger Anknüp-
fungspunkt ist die Staatsangehörigkeit und nicht 
etwa Sprache, Kultur, Rasse, Geschichte, Religion 
oder dergleichen. Mit der Staatsangehörigkeit 
geht die Begründung der Personalhoheit eines 
Staates über seine Staatsangehörigen einher. Re-
geln für den Erwerb und Verlust der Staatsange-
hörigkeit sind grundsätzlich Angelegenheit des 
nationalen Rechts. Völkerrechtlich ist im We-
sentlichen nur vorgegeben, dass nicht in die 
Rechte dritter Staaten eingegriffen werden darf 
und dass die Staatsangehörigkeit nicht willkür-
lich ausgedehnt und in Zuge dessen an Angehöri-
ge von Drittstaaten vergeben werden darf. Die 
Verleihung einer Staatsangehörigkeit muss über-
dies auf einem genuine link zwischen dem Staat 
und der betreffenden Person beruhen. Es gibt 
verschiedene Arten eine Staatsangehörigkeit zu 
erhalten, am häufigsten sind Geburt und Einbür-
gerung. Ebenfalls kann sie verschiedentlich wie-
der verloren gehen bzw entzogen werden. Eine 
besondere Herausforderung stellen Staatenlosig-
keit, aber auch Doppelstaatsbürgerschaft dar.  

 

2.3 Staatsgewalt 

Das dritte Element der Staatlichkeit – die Staats-
gewalt – stellt die Basis für die anderen zwei Kri-
terien dar und beeinflusst Staatsgebiet und 
Staatsvolk insofern, als dass erst durch ihr Vor-
handensein ein Staat auch tatsächlich entstehen 
kann. So wird das Staatsgebiet zum Beispiel nicht 
mit dem privatrechtlichen Konzept des Eigen-
tums definiert, sondern ist abhängig davon, in-
wieweit effektive Staatsgewalt über das Gebiet 
ausgeübt wird bzw werden kann. Die Staatsge-
walt ist gekennzeichnet durch innere und äußere 
Souveränität. Unter innerer Souveränität ist die 
Verfassungsautonomie zu verstehen, unter äuße-
rer die Fähigkeit selbstständig, unabhängig und 
nur dem Völkerrecht unterstehend nach außen 
hin zu handeln. Entscheidend ist die Effektivität 
der Staatsgewalt, das heißt ein gewisser Grad an 

Stabilität und Beständigkeit ist vonnöten. Die 
(fehlende) Legalität und/oder Legitimität der 
Staatsgewalt ist hingegen für die Beurteilung der 
Staatlichkeit nicht von Relevanz. Sie kann aller-
dings bei der Anerkennung eines Staates von Be-
deutung sein. Der Drei-Elemente-Lehre von Jelli-
nek folgend müsste einem Staat ohne effektive 
Staatsgewalt, also einem Staat, der nicht mehr 
fähig ist, sein Gewaltmonopol durchzusetzen o-
der elementare Staatsfunktionen zu erfüllen – 
einem so genannten „failed state“ – die Staatlich-
keit abgesprochen werden. Tatsächlich hat sich 
jedoch in der völkerrechtlichen Praxis sowie in 
der Völkerrechtslehre der Grundsatz der Konti-
nuität herausgebildet, demzufolge in solchen Fäl-
len dem Staat seine Staatlichkeit nicht aberkannt 
wird. Er ist lediglich völkerrechtlich nicht mehr 
handlungsfähig. Erst bei einem dauerhaften und 
endgültigen Wegfall der Staatsgewalt und wenn 
keinerlei Bestrebungen vorhanden sind, sie wie-
der herzustellen, geht der Staat als Völkerrechts-
subjekt unter. Die Annahme des Fortbestands 
des zerfallenen Staates ist überdies hinfällig, 
wenn auf Grund des Selbstbestimmungsrechts 
das betreffende Volk auf jenem Territorium einen 
neuen Staat gegründet hat.  

 
 

3. Anerkennung 

Wie im vorangehenden Kapitel deutlich wurde, 
ist die Drei-Elemente-Lehre Jellineks zwar hilf-
reich bei der Beurteilung von Staatlichkeit, dem 
ungeachtet sind aber auch ihr Grenzen gesetzt. In 
jenen Zweifelsfällen, in denen Unklarheit betref-
fend die Völkerrechtssubjektivität eines Staates 
besteht, wird häufig von dem Instrument der An-
erkennung Gebrauch gemacht. Unter einer völ-
kerrechtlichen Anerkennung ist die einseitige 
Willenserklärung eines Völkerrechtssubjekts zu 
verstehen, „dass ein bestimmter Tatbestand, eine 
bestimmte Rechtslage oder ein bestimmter An-
spruch außer Streit gestellt bzw. als rechtmäßig 
erachtet wird“ – unter der Voraussetzung, dass 
kein Verstoß gegen ius cogens vorliegt. Diese Er-
klärung ist empfangs- nicht aber annahmebe-
dürftig. Sie führt zwischen den involvierten Par-
teien zu Rechtssicherheit und Rechtsfrieden. Ne-
ben Staaten können unter anderem auch Auf-
ständische als Kriegsführende oder Regierungen 
anerkannt werden.  

Eine Anerkennung kann unter einer aufschieben-
den Bedingung abgegeben werden, das heißt die 
Aussprache einer Anerkennung wird von der Er-
füllung von Auflagen abhängig gemacht. Dies 
wurde zum Beispiel von der Europäischen Ge-
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meinschaft im Rahmen der Anerkennung der 
nach dem Zerfall Jugoslawiens entstandenen 
neuen Staaten praktiziert. Davon zu unterschei-
den sind Anerkennungen, die mit einer auflösen-
den Bedingung verbunden sind – solche sind 
grundsätzlich nicht möglich. Bereits Art 6 Satz 2 
Montevideo Konvention legt fest, dass Anerken-
nungen bedingungsfeindlich sind: „Recognition 
is unconditional and irrevocable.“ Dies entspricht 
der Staatenpraxis. Wie bereits aus Art 6 Satz 2 
Montevideo Konvention ersichtlich, können An-
erkennungen grundsätzlich nicht widerrufen 
werden. Wichtig dabei ist zu berücksichtigen, 
dass Anerkennungen objektbezogen sind. Aus 
diesem Grund ist ein Widerruf in eindeutig gele-
genen Ausnahmefällen wohl als zulässig zu er-
achten. Ein Beispiel für einen solchen Fall wäre 
die Moskauer Erklärung 1943 über die Wieder-
herstellung Österreichs, die als Rücknahme der 
Anerkennung des Anschlusses Österreichs an das 
Deutsche Reich im März 1938 zu beurteilen ist.  

Anerkennungen können ausdrücklich oder kon-
kludent zum Ausdruck gebracht werden. Letzte-
res ist beispielsweise durch die Aufnahme diplo-
matischer Beziehungen oder durch Abschluss 
eines Vertrages möglich – unter der Vorausset-
zung, dass nicht zeitgleich ein entsprechender 
Vorbehalt geäußert wird. Strittig ist, inwiefern 
einerseits die Mitgliedschaft und andererseits die 
Aufnahme in eine Internationale Organisation als 
stillschweigende Anerkennung gewertet werden 
können. Grundsätzlich sind die konkreten Um-
stände und natürlich auch der Grad der Integrati-
on einer Internationalen Organisation maßgeb-
lich. Die herrschende Lehre geht aber in der Re-
gel davon aus, dass die Mitgliedschaft nicht als 
konkludente Anerkennung qualifiziert werden 
kann. Dies erscheint aus praktischen Gründen 
sachgerecht, da andernfalls ein effizientes Arbei-
ten innerhalb der Organisation nur einge-
schränkt möglich wäre. Im Gegensatz dazu wird 
die Aufnahme in eine Internationale Organisati-
on wie die Vereinten Nationen regelmäßig als 
stillschweigende Anerkennung angesehen. Ob 
dies allerdings ebenfalls in jenen Fällen gültig ist, 
in denen eine Aufnahme trotz Stimmenthaltung 
bzw Abgabe einer Gegenstimme durch ein bereits 
aktives Mitglied erfolgen kann, ist fraglich. Für 
Klarheit kann in dieser Situation ein entspre-
chender Vorbehalt sorgen.  

Zu unterscheiden ist die Anerkennung de iure 
von jener de facto, da Inhalt und Rechtswirkung 
differieren. Erstere entspricht der bisher darge-
stellten Anerkennungsform, sie ist somit grund-
sätzlich unwiderruflich und rechtsverbindlich. 
Heutzutage werden fast ausschließlich Anerken-
nungen de iure vorgenommen. Eine de facto-
Anerkennung kann hingegen zurückgezogen wer-

den und erzeugt somit nur eine vorläufige 
Rechtswirkung. Dies ist auf Grund ihres Inhalts 
möglich. Bekundet wird nämlich nur, dass der 
Anerkennende der Auffassung ist, dass der ge-
genständliche Sachverhalt bzw das Rechtsver-
hältnis „vorläufig und provisorisch und mit allen 
notwendigen Vorbehalten für die Zukunft die 
genannten Erfordernisse tatsächlich erfüllt“. Sie 
geht somit mit einem Werturteil einher – zumeist 
wird die Stabilität bezweifelt oder der Entste-
hungsprozess des Anerkennungsgegenstandes 
aus politischen Gründen missbilligt. Eine Aner-
kennung de facto wird heutzutage nur noch in 
Ausnahmefällen und somit überaus selten ausge-
sprochen. In der Regel erfolgt diese nunmehr 
erst, wenn die Situation sich stabilisiert hat. Wel-
che Probleme hingegen im Zuge einer vorzeitig 
abgegebenen (de iure-) Anerkennung auftreten, 
wird noch im Laufe dieses Kapitels erörtert. 

Betreffend die Rechtswirkung der Anerkennung 
von Staaten gibt es im Wesentlichen zwei Theo-
rien. Die konstitutive Theorie besagt, dass ein 
Staat erst durch die Anerkennung als solcher ein 
Völkerrechtssubjekt wird. Rechte und Pflichten, 
die im Zusammenhang mit Staatlichkeit auftre-
ten haben somit ihren Ursprung in der Anerken-
nung durch andere Staaten. Ein Argument dieser 
Theorie ist, dass in jedem Rechtssystem ein Or-
gan über die Kompetenz verfügen muss, die Zu-
gehörigkeit von Subjekten festzulegen. Im Völ-
kerrecht kann dieses Organ nur die Staatenge-
meinschaft sein, daher muss die durch sie ausge-
sprochene Anerkennung definitive Rechtskraft 
haben. Gegenargumente sind unter anderem die 
Relativität der Existenz von Staaten und die Tat-
sache, dass Anerkennungen politische Akte sind, 
die mit Willkür einhergehen können. Überdies 
zeigt die Staatenpraxis das Anerkennungen nicht 
endgültig sind. Des Weiteren spricht das Prinzip 
der Staatengleichheit, welches besagt, dass der 
Status eines Staates nicht durch andere Staaten 
bestimmt werden darf, gegen eine konstitutive 
Wirkung. 

Im Gegensatz dazu geht die deklarative Theorie 
davon aus, dass Staatlichkeit bei Vorliegen von 
Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt ipso 
iure besteht. Bei der Anerkennung handelt es sich 
demnach nur um eine Feststellung bzw einer Be-
stätigung eines Faktums. Grundannahme ist, 
dass es sich bei der Anerkennung um einen poli-
tischen Akt handelt, der nichts mit der tatsächli-
chen Existenz eines Staates zu tun hat bzw nicht 
notwendigerweise zu tun haben muss. Das haupt-
sächlich vorgebrachte Gegenargument ist, dass 
die deklarative Theorie „naturgegebene“ Fakten 
mit rechtlichen gleichsetzt: „The declaratory the-
ory […] confuses ‚fact‘ with ‚law‘. […] A State is 
not a fact in the sense that a chair is a fact; it is a 
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fact in the sense in which it may be said a treaty 
is a fact: that is, a legal status attaching to a cer-
tain state of affairs by virtue of certain rules or 
practices“. Die deklarative Theorie hat sich 
heutzutage durchgesetzt und wird von der 
herrschenden Lehre sowie Staatenpraxis ver-
treten. Dies zeigt sich auch in Art 3 Montevideo 
Konvention: „The political existence of the state 
is independent of recognition by the other 
states.“ 
Wird eine Anerkennung vorgenommen, so ist der 
Zeitpunkt entscheidend. Wie bereits bei der Er-
läuterung der Unterschiede einer Anerkennung 
de iure vs de facto erwähnt wurde, können früh-
zeitig abgegebene Anerkennungserklärungen 
Probleme bereiten, da sie in der Regel als Inter-
ventionen zu qualifizieren sind und zu einer völ-
kerrechtlichen Verantwortung führen können. 
Als Beispiele sind die Anerkennung Bosnien-
Herzegowinas und Kroatiens durch die Mitglied-
staaten der damaligen Europäischen Gemein-
schaft, die Anerkennung des Kosovo durch zahl-
reiche Staaten oder auch die Anerkennung Ab-
chasiens und Südossetiens zwar durch nur weni-
ge Staaten, darunter aber Russland, zu nennen.   

Es kann somit festgestellt werden, dass es weder 
eine Pflicht zur Anerkennung noch ein Recht auf 
Anerkennung gibt. Sehr wohl zu bejahen ist hin-
gegen eine Rechtspflicht zur Nichtanerkennung, 
wenn im Zuge der Entstehung eines Staates ius 
cogens, also zwingendes Völkerrecht, verletzt 
wurde. 

 
 

4. Schlussbetrachtung 

Abschließend kann festgehalten werden, dass die 
Qualifikation eines Gebildes als Staat nur auf den 
ersten Blick als einfach und eindeutig bezeichnet 
werden kann. Trotz scheinbar klarer und univer-
seller Regeln – konkret der Drei-Elemente-Lehre 
– treten vielfach Fragen auf. Es ist Gegenstand 
zahlreicher schriftlicher Abhandlungen, was un-
ter Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt zu 
verstehen ist und wie diese Kriterien in den ein-
zelnen Fällen auszulegen sind. Erschwerend 
kommen die politische Realität und der Fragen-
kreis rund um Anerkennungen und deren Wir-
kung hinzu.  

Grundlegend gilt, dass Staatsgebiet, Staatsvolk 
und Staatsgewalt kumulativ vorliegen müssen, 
um von Staatlichkeit sprechen zu können. Die 
Staatsgewalt muss überdies effektiv sein. Es 
herrscht weitgehend Einigkeit, dass Anerkennun-
gen nur eine deklarative Wirkung zukommt. Sie 
können ausdrücklich oder stillschweigend abge-

geben werden. Überdies kann zwischen Anerken-
nungen de iure und de facto unterschieden wer-
den. Eine besondere Herausforderung stellen 
vorzeitig abgegebene Anerkennungen dar. 

Da bereits die theoretischen Grundlagen Fragen 
aufwerfen, überrascht es nicht, dass sich die Pra-
xis noch deutlich komplexer gestaltet.  
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